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1 Abgrenzung des Themas 

1.1 Pädagogische Diagnostik in der Schule 

1.1.1 Begriff 

Pädagogische Diagnostik w i rd in dieser Arbeit als Inbegriff  aller 
Methoden verstanden, mi t denen Diagnosen über geistig-seelische 
Merkmale gestellt werden, die Folgerungen für den Bereich der B i l -
dung zulassen1. Pädagogische Diagnostik in der Schule umfaßt den 
Ausschnitt, der sich auf die schulische Bi ldung bezieht. 

1.1.2 Beschränkung auf unmittelbar erhebliche Diagnostik 

Je nach dem Zweck w i rd die Erhebung der Diagnose auf intra- oder 
interindividuelle Vergleiche, auf Analysen oder Prognosen angelegt2. 
Die Diagnose kann wegen ihrer unmittelbaren Bedeutung für B i l -
dungsprozesse (im weitesten Sinn) gestellt werden. Sie kann aber auch 
mittelbar von Bedeutung sein: wenn sie erhoben wird, um der For-
schung zu dienen, deren Ergebnisse dann ζ. B. in Form neuer Theorien 
des Lehrens und Lernens oder in Form eines verbesserten Instrumen-
tariums der pädagogischen Diagnostik in die Schule zurückwirken. 
Hierzu gehören auch wissenschaftlich begleitete Schulversuche. 

Der Fragenkreis, der die mittelbare Bedeutung pädagogischer Dia-
gnostik betrifft,  w i rd hier ausgeklammert, wei l mi t ihm eine Reihe 
rechtlicher Sonderfragen  verbunden sind3, deren Lösung den hier ge-
setzten Rahmen überschreiten würde. 

1.1.3 Beschränkung auf psychodiagnostische Verfahren 

Im weiteren Sinn stellt auch die auf üblicher Aufgabenstellung 
beruhende Ziffernbenotung  von Schülerleistungen eine Diagnose dar. 
Diese Ar t der Diagnostizierung4 w i rd hier jedoch höchstens ergänzend 

1 So auch sinngemäß: Bund-Länder-Kommission  für  Bildungsplanung, 
Bildungsgesamtplan Bd. I , S. 75. 

* Zu diesen Zielrichtungen pädagogischer Diagnostik i n der Schule: Ingen-
kamp,  Einführung i n den Themenkreis, S. 16 - 20. Neuerdings ders.:  Pädago-
gische Diagnostik, S. 179 ff. 

8 Vgl. dazu Quilisch  /  Schober. 
4 Zu ihrer Problematik gibt es ein in Jahrzehnten stark angewachsenes 

und immer noch wachsendes Schrifttum. Hingewiesen sei nur auf A. Flitner, 
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einbezogen, während eigentlicher Gegenstand der Behandlung die 
Anwendung psychodiagnostischer Verfahren  bei der Gewinnung einer 
Diagnose ist. 

1.2 Psychodiagnostische Verfahren 

1.2.1 Eigenart und Einteilung 

Die psychodiagnostischen Verfahren  werden als Verfahren  definiert, 
die als „Daten" festgehaltene Äußerungen (Reaktionen verschiedenster 
Art) des Probanden provozieren, um Rückschlüsse auf Merkmale zu 
ermöglichen, deren Kenntnis für die Diagnose gewünscht wird 5 . 

Unter den psychodiagnostischen Verfahren  werden einander oft die 
psychometrischen und die projektiven gegenübergestellt. Der formale 
Unterschied zwischen ihnen besteht darin, daß die psychometrischen 
Verfahren  eine „Messung" von diagnostisch erheblichen Merkmalen 
eines Probanden anstreben. Der Ausprägungsgrad eines Merkmals 
w i rd an Hand einer Skala ermittelt, die an einer bestimmten Ver-
gleichsgruppe gewonnen wurde. Hingegen w i rd bei projektiven Tests 
für die Entstehung und Deutung der Äußerungen des Probanden der 
tiefenpsychologische Mechanismus der Projektion in Anspruch genom-
men6. Das Ziel projektiver Tests ist eine differenzierte  Beschreibung 
des Funktionsgefüges der Persönlichkeit7. Diese Unterschiede brauchen 
hier jedoch nicht vertieft  zu werden8, wei l für die juristische Bearbei-
tung die neben weiteren anderen Einteilungsmöglichkeiten bestehende 
nach dem Gegenstand der Diagnose-Erhebung zweckmäßiger ist. 

Unter diesem Gesichtspunkt kann es sich um Rückschlüsse auf den 
Stand von Kenntnissen und Fertigkeiten, auf das Vorhandensein von 
Fähigkeiten als Bedingung von Leistungen und um die Gewinnung 
eines mehr oder minder ausgedehnten Persönlichkeitsbildes mi t Hilfe 
von Rückschlüssen handeln. Diese Einteilung mag insofern unbefriedi-
gend sein, als die Fähigkeiten eines Menschen unzweifelhaft  Tei l seiner 
Persönlichkeit sind9. Diese Einteilung hat sich jedoch auch für Psycho-

Zensuren, S. 72 ff.  und die in dem Sammelband von Ingenkamp  (Hrsg.), Die 
Fragwürdigkeit der Zensurengebung, enthaltenen Beiträge, jeweils mi t 
ausführlichen Hinweisen auf weitere pädagogische und psychologische L i te -
ratur. Au f die h ier in auch behandelte Frage nach dem Sinn der Schüler-
beurtei lung überhaupt w i r d später einzugehen sein. 

5 Vgl. hierzu die Def ini t ion psychodiagnostischer Tests bei Michel,  S. 19. 
β Zu diesem formalen Unterschied: Michel,  S. 19. 
7 Heiss,  Psychologische Diagnostik: Einführung und Überblick, S. 11 - 14. 
8 Zur Vert iefung sei lediglich hingewiesen auf den schon erwähnten A r -

tikel von Michel  und auf Hörmann.  Zu neueren Entwicklungen vgl. Dieterich, 
Psychodiagnostik. 

9 Michel,  S. 33, der im übrigen berichtet, daß eine grobe Zweitei lung i n 
Fähigkeitstests (Intell igenz- und Leistungstests) und Persönlichkeitstests 
weitgehend akzeptiert werde. 



1.2 Psychodiagnostische Verfahren 17 

logen in mancher Hinsicht als praktikabel erwiesen10. Der genannten 
Einteilung folgt die von Verfahren  für die verschiedenen Ziele: Lei-
stungstests, Fähigkeitstests und Verfahren  zur Erforschung der Persön-
lichkeit. Die Zugehörigkeit eines Tests zur Gruppe der Leistungs- oder 
Fähigkeitstests kann bei Zwischenformen zweifelhaft  sein. I n Zweifels-
fällen w i rd deshalb zu prüfen sein, ob solche Tests mehr den Charakter 
eines Leistungstests oder eines Fähigkeitstests haben. 

Anstelle von psychodiagnostischen Verfahren  w i rd häufig verkürzend 
von diagnostischen Verfahren  gesprochen, was auch in dieser Arbeit 
gelegentlich geschieht, ohne daß damit sachliche Unterschiede gekenn-
zeichnet werden sollen. 

1.2.2 Auswahl und Anwendung 

Richtpunkt für die Auswahl der Verfahren  und damit für Umfang 
und Schwerpunkt der Gewinnung von Daten sind — ungeachtet recht-
licher Maßgaben — die Informationsbedürfnisse  derer, die bildungs-
erhebliche Folgerungen aus der Diagnose ziehen möchten: Schule 
(Lehrer, Schulleiter, Schulaufsicht), Schüler und Eltern 11 . Dem Diagno-
stiker steht innerhalb dieses Rahmens ein großes Angebot von Einzel-
verfahren  zur Verfügung, deren Brauchbarkeit zu dem jeweils vorge-
sehenen Zweck vom wissenschaftlichen Standpunkt her sehr unter-
schiedlich sein kann. 

Aufgabe einer juristischen Arbeit kann es nicht sein, genuin psycho-
logisch-fachwissenschaftliche  Fragen, wie sie z.B. auf dem statistisch-
methodischen Gebiet bei psychometrischen Tests auftreten oder wie sie 
sich aus dem Schulenstreit zwischen Kl in ikern und Statistikern unter 
den Psychologen ergeben können, zu beantworten. Das wäre ohne 
eingehende Spezialkenntnisse auch nicht möglich. Deshalb werden 
Juristen, wenn in ihrer Praxis derartige Probleme entscheidungserheb-
lich sind, auch meist einen psychologischen Sachverständigen zuziehen 
müssen. Dieser hätte im konkreten Fal l unter allen in Frage kommen-
den Gesichtspunkten zu begutachten, ob wissenschaftlich einwandfreie, 
dem Zweck angemessene und sinnvoll kombinierte Verfahren  fachge-
recht angewandt worden sind. Nur wenn diese Voraussetzungen erfül l t 
sind, können die aus einer Diagnose vom qualifizierten Diagnostiker 
gezogenen Folgerungen eine rechtliche Entscheidung mittragen. 

Unter diesem Gesichtspunkt unterliegen also auch die psychologisch-
fachwissenschaftlichen  Fragen der rechtlichen Beurteilung. Sie konkre-
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1 1 Oder sonstige Erziehungsberechtigte. I m folgenden werden immer nur 

die El tern angeführt,  wenn nicht i m Einzelfal l für sonstige Erziehungsbe-
rechtigte etwas Besonderes gi l t . 

2 Fehnemann 


